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Anlage 6 zur GRDrs 795/2015
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2016
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	10-5.2

10525000


	Haupt- und Personalamt
	A 10
	SB/-in
	0,3
	 - 
	hh-neutral

(23.190 €)


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer 0,3 Stelle für eine/n Beamten/in in Besoldungsgruppe A 10 für das Sachgebiet Dienstleistungen für städtische Beschäftigte und Betriebsrestaurants (10-5.2) bei der Abteilung Personalservice des Haupt- und Personalamtes für die Bearbeitung von Unfällen und Regressen.

2
Schaffungskriterien

Die Landeshauptstadt Stuttgart ist zur Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen, die sich aus Arbeits- und Dienstunfällen ergeben, verpflichtet. Die Geltendmachung von Regressansprüchen führt zum Ersatz von Kosten für Gehaltsfortzahlungen im Krankheitsfall. Die Stellenschaffung ist daher haushaltsneutral. Durch die Stellenschaffung werden Mehreinnahmen in Höhe von 25.000 € erwartet.
3
Bedarf

3.1
Anlass

Die Bearbeitung der Regresse, Sachschäden, Arbeits- und Dienstunfälle war bis ins Jahr 2005 mit einer 100 % Stelle ausgestattet und wurde im Rahmen der Haushaltskonsolidierung auf 50 % reduziert. 

Im Prüfbericht des Rechnungsprüfungsamtes für das Jahr 2009 wurden erhebliche Rückstände bei der Geltendmachung von Regressansprüchen festgestellt. Diese waren teilweise schon verjährt, was einen finanziellen Schaden für die Stadt Stuttgart bedeutete. Durch den überplanmäßigen Einsatz von Wiedereinsteigerinnen konnten die Rückstände aufgearbeitet werden. Um den anfallenden Arbeitsaufwand dauerhaft bewältigen zu können, ist eine dauerhafte Stellenkapazität von insgesamt 80% für die Erledigung der Aufgabe notwendig. Damit können Regressforderungen zeitnah bearbeitet werden und die Verjährung von Ansprüchen vermieden werden.
Hinzu kommt, dass der Kommunale Versorgungsverband Baden-Württemberg jährlich höhere Anforderungen an die beteiligten Parteien stellt und vermehrt Gutachten gefordert und bearbeitet werden müssen. Im Gegenzug gehen auch Beschäftigte vermehrt gegen Bescheide rechtlich vor, sodass auch hier zeitnah Widerspruchsverfahren bearbeitet werden müssen.

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Für die genannte Aufgabe steht bisher nur eine 0,5 Stelle zur Verfügung, die durch den temporären Einsatz von Wiedereinsteigerinnen verstärkt wurde. 

Durch die Schaffung eines dauerhaften Stellenanteils von 0,3 Stellen kann die Bearbeitung der Regressansprüche so erfolgen, dass der Stadt kein finanzieller Schaden entsteht. Durch die erzielten Einnahmen können die Kosten für die Stellenschaffung gedeckt werden. 
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Ohne die Aufstockung der Stellenkapazitäten ist eine zeitnahe Bearbeitung aller Regressfälle nicht möglich. Es besteht die Gefahr der Verjährung von Ansprüchen, was vom Rechnungsprüfungsamt in der Vergangenheit beanstandet wurde. Der Landeshauptstadt Stuttgart entsteht ein finanzieller Schaden, wenn bestehende Schadensersatzansprüche nicht zeitnah geltend gemacht und verfolgt werden können.
4
Stellenvermerke

keine






